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Unmmer 291.

Halle, den 11. Dezember.

Die endgülkige Entſcheidung über den
Sitz unſerer Brovinzialverwaltung

iſt gefallen. Nachdem zunächſt in eventueller Abſtimmung
die Frage, ob für den Fall einer Verlegung der Provinzial-
Verwaltung von Merſeburg weg Magdeburg oder Halle
der zukünftige Sitz derſelben ſein ſolle, in getrennter Ab-
ſtimmung bezüglich jeder dieſer Städte verneint worden
war, beſchloß heute der Provinzial-Landtag mit über
wiegender Majorität, daß der Sitz der Provinzial-
Verwaltung endgültig in Merſeburg ſein ſolle.

Wenn wir aus Lokalpatriotismus auch ein gewiſſes
Bedauern darüber nicht unterdrücken können, daß unſere
Stadt nicht den Zuwachs dieſer für die ganze Provinz ſo
überaus wichtigen Behörde, deren Geſchäſtshaus nach dem
aufgeſtellten Entwurfe ein neuer Schmuck unſerer auf-
blühenden Stadt geworden wäre, erhalten hat, ſo müſſen
wir doch von allgemeinen Geſichtspunkten aus dem ge-
faßten Beſchluſſe zuſtimmen. Durch denſelben iſt ein
Grundſatz zur Geltung gebracht, welchen wir ſtets ver-
fochten haben: daß das hiſtoriſch Gewordene nur dann
durch etwas Anderes erſetzt werden darf, wenn die Noth-
wendigkeit der Abänderung nachgewieſen iſt. Seitdem die
preußiſche Provinz Sachſen in ihrem jetzigen Umfange be-
ſteht und ſeitdem für dieſe Provinz eine beſondere ſtändiſcheVertretung und Verwaltung cngeſebt worden iſt, haben die

Verſammlungen des Provinzial-Landtages in Merſeburg
ſtattgefunden. Es hätte deshalb, um eine Wegverlegunu rechtfertigen, der Nachweis erbracht werden müſſen, daß

dieſe Einrichtung eine das Wohl der Provinz ſchädigende ſei.
Dieſer Nachweis iſt in keiner Weiſe erbracht worden.

Der Herr Oberpräſident und der Herr Landesdirektor
haben übereinſtimmend erklärt, daß die räumliche Ver
ſchiedenheit des Sitzes des höchſten ſtaatlichen Verwaltungs-
beamten der Provinz von dem der Provinzialverwaltung
keinerlei Uebelſtände für die Abwickelung der Geſchäſte
zur Folge gehabt hätte. Damit war der Hauptgrund,
welcher von den Befürwortern einer Verlegung nach
Magdeburg angeführt wurde, beſeitigt. Alle anderen

weckmäßigkeitsgründe, welche vorgebracht wurden, hätten
öchſtens dazu führen können, den s der Provinzial

verwaltung nach Halle zu verlegen. Denn deſſen Lage,
in der Nähe der hanptſächlichſten Provinzial Anſtalten
und als Knotenpunkt einer Reihe von Eiſenbahnen, die
nach allen Theilen der Provinz führen, erſcheint an und
für ſich vielleicht noch günſtiger, als die Merſeburgs.

Jndeſſen bei der geringen Entfernung zwiſchen Merſe-
burg und Halle und der günſtigen Verbindung zwiſchen
beiden Städten müſſen wir wenn auch als Hallenſer
mit perſönlichem Bedauern anerkennen, daß die Vor
züge, welche Halle für die Provinzialverwaltung gegenüber
Merſeburg hat, nicht ſchwerwiegend genug ſind, um zu
veranlaſſen, daß die Provinzialverwaltung ihren mit der
Geſchichte der preußiſchen Provinz Sachſen hiſtoriſch ver-
bundenen Sitz in Merſeburg aufgiebt.

J

Politiſche und vermiſchte Nachrichten.
Der Kaiſer konferirte heute mit dem Staatsſekretär

des Auswärtigen Amtes Frhrn. v. Marſchall und arbeitete
ſpäter mit dem Chef des Civilkabinets. Nachmittags war
bei den Majeſtäten große Familientafel. Die Ueberſiedelung
der Kaiſerlichen Familie nach dem hieſigen Königlichen
Schloſſe dürfte vorausſichtlich am Freitag erfolgen.

Der Bundesrath wird heute Nachmittag eine
Sitzung halten, auf deren Tagesordnung keine Gegenſtände
von beſonderer Wichtigkeit ſtehen.

Geſtern Nachmittag fand ein Miniſterrath im
Reichstage ſtatt.

Fürſt Bismarck wird täglich in Friedrichsruh er
wartet. Ein Theil der Dienerſchaſt iſt bereits eingetroffen.

Der „Reichsanzeiger“ meldet die Verleihnng der
großen goldenen Medaille für Wiſſenſchaft an den ſtändigen
Sekretar der Akademie der Wiſſenſchaften, Profeſſor Dr.
Ernſt Curtius.

Der Ankauf der Villa Nannhn in Theerbude ſür den
Kaiſer ſcheint ſich, wie die „Danz. Ztg.“ mittheilt, zu bewahr-
heiten. Jm Laufe dieſer Tage war der Kaſtellan des kaiſer-
lichen Schloſſes in Stallupönen eingetroffen und hatte ſich in
dieſer Angelegenheit nach Theerbude begeben. Wie das ge
nannte Blatt erfährt, ſoll es die Abſicht des Kaiſers ſein, künftig
nicht mehr in Trakehnen abzuſteigen, ſondern bei einem Jagd

der Rominter Haide unmittelbar nach ſeiner Villa zu
ahren.
e Regiernnugsſeitig iſt neuerdings beſtimmt, daß

die Ausſtellung der Urſprungszengniſſe für nach Jtalien zu
exportirende zollpflichtige Waaren künſtig nicht durch die
Gemeindebehörden, ſondern durchweg durch die Ortspolizei-
behörden zu erfolgen hat.

Die Ernennung des Gynmaſial-Studiendirektors
ten zum Biſchof von Straßburg wird jetzt allſeitig be
tätigt. Die Ernennung erfolgte durch Uebereinkunft

des Staates mit der Curie.
Zur Erzbiſchofswahl in Peſen-Gueſen. Der Militär-

pfarrer Dr. v. Mieczkowski, welcher zum Erzbiſchof von Poſen-
Gneſen deſignirt zu ſein ſcheint, iſt offendar den Polen und

ltramontanen in keiner Weiſe ſympatbiſch, wohl weil er der
Perſöhnlicheren Richtung angehörk. Dies darf man aber nicht
ſagen und ſo ſucht dein der „Dziennik poznanski“ dem unbe
guemen Kandidaten in anderer Weiſe beizukommen. Er ſchreibt,
Dr. v. M. ſei „von kleiner Geſtalt und nicht völlig geſund“.
Die deutſchen ultramontanen Blätter dri ieſen Steckbrieſelbſtverſtändlich ad ätter drucken dieſen Steckbrief
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Halle, Freitag 12. Dezember 1890.

Die königlichen Regierungen ſind durch den Miniſter
des Unterrichts veranlaßt, die Schulvorſtände ſowie die Leiter
und Vorſtände der Kleinkinderſchulen und ſonſtiger privater Er-
ziehungsanſtalten auf die beiden im Auſtrage des heſſiſchen
Tbierſchutzvereins zu Kaſſel von dem Vorſitzenden deſſelben,
Rektor Peter, herausgegebenen Flugblätter aufmerkſam zu
machen: „Schützet die Vögel“ und „Mahnruſ, der Vögel im Früh-
ling“, welche durch ihre volksthümliche Faſſung geeignet ſind,
der leider vielfach non vorkommenden Verfolgung namentlich
der Singvögel durch Kinder erfolgreich entgegen zu wirken.

Die Schnulconferenz berieth geſtern, wie der
„Reichsanz.“ berichtet, darüber, ob die 1882 angeordnete
Verſtärkung des Lateiniſchen an den Realgymnaſien beizu-
behalten oder ob, eine Verminderung der Geſammtzahl der
Stunden herbeizuführen ſei. Gleichzeitig wurden die Fragen
des Kaiſers erörtert, ob die Lehrpläne klaſſenweiſe für die
einzelnen Fächer feſtgelegt und ob für eine neue Lehr-
methode die Hauptpunkte feſtgeſtellt werden können. (Be
richterſtatter Matthies, Mit- Berichterſtatter Paulſen und
Albrecht). Mit dieſer Discuſſion wurde die Erörterung
der Fragen verbunden, ob die gegenwärtige Sonderung der
höheren Schulen beizubehalten, oder Gymnaſium und Real-
gymnaſium, eventuell Realgymnaſium und Oberrealſchule
zu verſchmelzen ſeien. Frick, Deiters und Fiedler ſprachen
ſich gegen die Dreitheilnng aus, Schauenburg für Beibe-
haltung des Realgymnaſiums. Schulze empfahl nur Gym-
naſium und höhere Bürgerſchule.
Die SchulfragenCommiſſion dürſte in etwa acht Tagen
ihre Arbeiten beendet haben. Man darf annehmen, daß
der Kaiſer am Schluß der Arbeiten nochmals in der Com-
miſſion erſcheinen und das Wort ergreifen wird.

Der Hülfskaſſencongreßz nahm in ſeiner geſtrigen Nach
mittagsſitzung eine Reihe von Abänderungsanträgen und Reſo-
lutionen zum Krankenkaſſen Verſichernugsgeſetz (daruuter die
für Errichtung eines Reichsamts für Krankenkaſſenweſen, für
Einrichtung der Luftkurorte, für Rekonvalescentenhänſer, für
Verſtagtlichung der Apotheken) an, ferner genehmigte der Con-
greß einen Abandernnasautrag zur Krankenverſicherungsnovelke,.
wonach alle gegen Lohn oder Gehalt beſchäſtigten Perſonen, guch
Lehrlinge und ſelbſtſtändige Gewerbetreibende verſicherungspflich
tig ſeien, ſofern ſie täglich weniger als 6 Mk. Einkommenhaben. Der Austritt ſoll geſtattet ſein, ſobald nachgewieſen wird,
daß der Austretende einer anderen, dem Geſetze entſprechenden
Krankenkaſſe angehöre. Der Congreß beſchloß ferner, daß eine
Abänderung des Hülfskaſſengeſetzes unbedingt erforderlich ſei,
und erſucht den Bundesrath und den Reichstag, die erwähnte
Aenderung in entſprechender Form vorzunehmen. Der Congreß
ſpricht ſich ferner gegen jede weitere Velaſtung der Hülfskaſſen
aus, pamentlich bezüglich der M eDer Ausſtand der Taſchenneſſer- und Federmeſſer-

ſchleifer in Solingen iſt nach viermonatlicher Dauer durch
beiderſeitiges Entgegenkommen beigelegt worden.

Gegenüber anderen Meldungen ſtellt das „Alt.
Tageblatt“ feſt, daß der Kaiſer durch den Magiſtrat in
Altona einen Bericht über die Cigarrenmacherſperre einge
fordert hat.

Die deutſche Kolonialgeſellſchaft beabſichtigte bekanntlich
für Emin Paſcha eine Unterſtützung in der Weiſe zu ermög-
lichen, daß ſie ihm eine geeignete wiſſenſchaftliche Kraft ſendet,
um ihn in ſeinen wiſſenſchaftlichen Arbeiten zu unterſtützen.
Die Verhandlungen ſind ſoweit gediehen, daß im nächſten
gar ſchon der Herr, welcher von Herrn Geh. Rath Pr.
Förſter warm empfohlen iſt, nach Oſtafrika abreiſen dürſte. Zu
gleicher Zeit oder bald darauf dürfte auch in Hſtaſrika eine
geologiſche Station errichtet werden, wie ſolche für Südweſt-
afrika bereits im Gange iſt.

Die Vereinigten Staaten laſſen nichts unverſucht,
um europäiſche Jnduſtrien daſelbſt einzubürgern. Sie
können hierfür unſere Muſter und Maſchinen nicht ent-
behren. Viele amerikaniſche Jndnſtrielle ſuchen ſich jetzt,
wie der Konfektionär mittheilt, ſolche Muſter zu verſchaffenunter allerlei Vorwand. Unſere Fabrikanten ſien deshalb

gewarnt; ſie mögen einzelne Stücke und Artikel, beſonders
der verfeinerten Gewerbe, nur mit der größten Vorſicht
nach den Vereinigten Staaten abgeben.

Zum Wetlfenfond. Die Hambudger Nachrichten
bringen folgende Gloſſe:

Die w. Zeitung erörtert heute anfs Neue die
Frage des „Welfenfonds“ mit all den üblichen freiſinnigen
Redensarten. Da wir in neneſter Zeit gewohnt ſind, in
der freiſinnigen Preſſe die erſten Andeutungen über Ab-
ſichten der Regierung zu finden (7), ſo bedeutet dieſer
Herzenserguß der Voſſ. Ztg, vielleicht, daß regierungsſeitig
jetzt die Neigung beſteht, mit der Fiktion, als ob aus dem
Welfenſonds eine offizielle Preſſe unterhalten werde, durch
Beſeſtigung deſſelben gründlich aufzuräumen. Mit Aus-
nahme der ſogenannten Neueſten Mittheilungen, einem kleinen
offiziöſen Blättchen, welches vom Miniſterium des Jnnern
reſſortirt und die Kreisblätter e. verſorgt, beſteht übrigens
z. Z., ſoviel uns bekannt iſt, kein regiernngsſeitig ſub-
ventionirtes Preßunternehmen.

Das Reichs-Verſicherungsamt hat eine Anleitung
betreffend den Kreis der nach dem Jnvaliditäts und Alters-
verſicherungsgeſetz verſicherten Perſonen herausgegeben.

Nach einer Bekanntmachung des Staatsſekretärs
des Reichspoſtamtes werden für diejenigen Verſicherten,
welche einer Poſtkrankenkaſſe angehören, durch die Poſt-
und Telegraphenämter die Beiträge für die Jnvaliditäts-
und Altersverſicherung eingezogen und die Ausſtellung der
Quittungsmarken bewirkt werden.

Auch der „Nordd. Allg. Ztg.“ wird nunmehr
unſere neuliche Meldung in Sachen der Berliner Dombau
angelegenheit mit dem Bemerken beſtätigt, daß der Koſten-
punkt ſich im Rahmen eines Bedarfes von etwa acht
Millionen Mark halten werde.

Daſſelbe Blatt bemerkt zu der Meldung, betreffend
die Anfenthaltnahme deutſcher Offiziere in Rußland zu
Sprachſtndienzwecken, daß die von der ruſſiſchen Regierung
ad hoe ertheilte Erlanbniß zum Aufenthalt in der Univer

eitun
ſchen Perlage. (Halliſcher Eourier.)
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ſitätsſtadt Kaſan keine prinzipielle (jährliche) Abmachung
bedeüte, ſondern nur für die nächſte Gelegenheit zutrifft

Zur Reduktion der Getreidezölle bemerkt die Germania
„Wir möchten fragen, wie man ſich dieſe Reduction eigentlich
denkt, da im Reichstag dafür eine Majorität gar nicht vorhan-
den iſt. Erſt geſtern ſagte der Abg. Dr. Windthorſt im Abge
ordnetenhans: „Gerade jetzt, wo bezüglich unſerer ganzen Zoll
geſetzgebung Alles in einem Kriege liegt, halten wir
feſt on dem, was jetzt iſt. Das ſpreche ich bei dieſer Gelegen
heit aus; ich werde wohl heute noch in der Lage ſein, das im
Reichstage beim Anſturm auf die agrariſchen Zölle zu wieder-
holen.“ Auf demſelben Standpunkt ſtehen auch die Conſervo-
tiven. Woher ſoll alſo eine Mehrheit gegen die Getreidezölct
kommen? Mit dieſen Verhältniſſen muß auch der Bundesrart
rechnen, ſelbſt wenn derſelbe, was wir aber nicht annehmen, in
ſeiner Mehrheit für Herabſeßung der Getreidezölle ſein ſollte.
Es ſcheint nicht, daß die Angelegenheit im Reichsjag vor Neu
jahr noch zur Verhandlung kommt.

Amtlicher Nachweiſung zufolge ſind am 1. Oktober 1890
von den Provinzial-Rentenbanken an Renten für 22337683.57
Mark übernommen Die Berechtigten baben für 494742202,88
Mark Abfindungen erbolten. An Rentenbriefen ſind bis zum
1. Oktober 1890 in Umlauf geſetzt für 482 997 120 Mark, ausge
looſt ſind für 140760555 Mark. mithin ſind zu dem angegebenen
Zeitpunkle, noch unverlooſt für 342236565 Mark Rentenbrie“
im Umlauf geweſen.

Natürlich iſt es der Sozialdemokratie unbegquem, da
durch das perſönliche Eingrejſen des Kaiſers in die Schulreform
deren Löſung in einer gegeſden ſozialrevolutionairen Geiſt ge
richtete Weiſe disponirt wurde. Man muß ſich auf jener Seite
mit dieſer unbequemen Thatſache beſtmöglichſt abzufinden ſuchen
und giebt nachſtehende Auslaſſung des von Herrn Liebknech
geleiteten offiziellen der Sozialdemokratiwohl die Richtung au, welche man ſich ſür dieſe geſuchte Ab
findung Zurecht gemacht hat:

„Die, hervorragende Betheiligung des Kaiſers an de
Schulkonferenz iſt in verſchiedenen Kreiſen auffällig gefunde
worden. Uns war ſie nicht auffällig. Daß in einer Zeit wie
der jetzigen, wo die mongrchiſchen Anſchauungen mebr unt
mehr von den demokratiſchen zurückgedrängt werden, di
Fürſten, als n ſich perſönlich für die Erhaltung
der Monarchie ins Zeug legen, iſt durchaus natürlich. Und
daß ſie aus dem Himmel des über den Parteien thronender
Gottesgnadenthums, an das heut zu Tage kein Menſch meh-
glaubt, auf die gemeine Erde herabſteigen und in die Arene
des Parteikampfes eintreten, das iſt eine, durch die Noth
W abgernngene Konzeſſion an den demokratiſchen Geiſt

er Zeit.Ha nützt es nichts, den Kopf zu ſchütteln über das Ge
ſährlſche der Einmiſchung der Krone in den Parteiſtreit. Ge
fährlich oder nicht die Thalſache beſteht und ſie hat ſei
langem beſtanden nur daß man heuchleriſch die Auge
ſchloß ſie hat beſtanden, ſeit die Monarchie als ſolche e
vön einem mächtig anwachſenden Feind bedroht ſühlt. Dit
Gefahr für die Monarchie liegt nicht in der Betheiligung an
Parteikampf, ſondern in den Umſländen, welche dieſe Be
u gebieteriſch ſordern.Das Verliner Volksblatt bringt eine zweite Serie ſeiner

Mittheilungen über Maßregeln der Regierung gegen die So
zialdemokratie unter dem neuen Kürs“. Wir zählen in dieſer
Zuſammenſlellung, die von Mitte November bis in die erſten

age dieſes Monots reicht, 15 Verurtheilungen, 4 Verhaſtungen
und 1 Ausweiſung (Domelg Nieuwenhnis) 8 Einleitungen von
Strafverfahren und 7 Auflöſungen oder Verbote von Verſamm-
(wngen. Unter dieſen Verboten iſt beſonders merkwürdig ein
vom Volksblatt mitgetheiltes: Beſchluß des Stadtraths zu
Ehrenfriedersdorf (Sachſen), der eine auf den 30. November.
Rachmittag einberufene öffentliche Volksverſammlung verbietet
mil der Motivirung, da dieſelbe geeignet iſt, viele Auswärtig
nach Ehrenfriedersdorf zu führen. nud daſelbſt während der
Racht über zurückzuhalten, hierdurch aber für die Volkszäblung
den Stand der ortsanweſenden Bevölkerung vorübergehend
wefenſlich zu verändern.“ So, laut dem Volksblatt. Wir tragen
allerdings Bedenken, das Vild für genau zu halten, und geben
es unter Vorbehalt.

Die „Kieler Zeitung“, (das Organ des Herrn
Peofeſſor Hänel) ſpricht ſich mit anerkennenswerther Schärfe
gegen die Aufhebung des Jeſuitengeſetzes aus, indem ſie
ausführt:

„Vaß ein Verbot des Jeſuitenordens nicht nur von welt
lichen Herrſcher ſondern auch von dem Pavpſte der römiſchen
Kirche ansgeſprochen worden iſt, weiß man zur Genüge. Ebenſo
weiß man zur Genüge, daß der Jeſuitenorden weſentlich zu dem
Zwecke gegründet worden iſt, die Reformation rückgängig zu
machen, und daß er in dieſem Sinne auch gewirkt hat, bäufi
mehr als es den Völkern zum Segen gereichte. Die Moral de
Feſnilen iſt oft beleuchtet und angegriffen worden. Jhr Grund-
ſatz des Kadavergehorſams kann ſehr ernſte Anfechtung erfahren
und es iſt fraglich, ob nicht der Jeſuitenorden unter s 128 de
Strafgeſe(buches fällt, nach welchem die Theilnahme an einer
Verbindung, in welcher gegen Hekannte Obere t Ge
horſam verſprochen wird, mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten
bedacht wird. Dieſe Anſicht, welche allerdings von Hinſchius
bekämpft wird, ſt in der Literatur wiederholt beiſpielsweiſe
von Friedberg vertreten worden. Jn jedem Falle läßt ſich nicht
leugnen, daß ſich bei dem Gedanken an die Rückkehr der Jeſuiten
der weiteſten Kreiſe ein unbehagliches Gefühl bemächtigt. Jn
proteſtantiſchen Kreiſen ſieht man in dieſem Schritte eine ernſte
Gefahr. Denn geſtattet man den Jeſuiten ihre frühere Thätig
keit, namentlich auch auf dem Gebiete des Unterrichts, ſo ſieht
ſich der Proteſtantismus imwerhin bedroht. Aber auch in
katholiſchen Kreiſen iſt man vielfach von jeder Begeiſterung für
den Jeſuitenorden frei, einzelne andere Orden haben regelmäßig
in ſteigen Kämpfen mit ihnen geſtanden, und ein großer Theil
des Klerus ſieht in den Jeſuiten eine Art ſchlimmer Spione
und anmaßlicher Oberauſſeher. Wir wiſſen nicht, wie in dieſem
Augenblick die Reichsregierung ſich zu dein Antrage Windthorſt
ſtellt. Wir verhehlen aber nicht, daß wir durchaus wünſchen.
der dreag werde ſchon vom Reichstage abgelehnt, damit der

t
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Bundesrath nicht erſt in die Verſuchnng komme, ſeine Zuſtim-
mung zu der Aufhebung des Geſetzes zu geben.Wir her pieſer Auslaſſung des Kieler Blattes
nichts hinzuzufügen, ſondern unterſchreiben dieſelbe voll
kommen. Die „Freiſinnige Zeitung“, welche
das Eintreten der geſammten freiſinnigen Partei
für den Centrumsantrag ankündigte, hat nun
wieder einmal eine ſchöne Gelegenheit, über die
rollenwidrigen Seitenſprünge der Provinzial
blätter herzuziehen und wir können uns auf
eine Wiederholung des ſchon oft ausgeführten
Krieges im eigznen Lager gefaßt machen.



Parlamentariſches-
Jn der Petitions- Kommiſſion des Reichs

tags kam geſtern ein merkwürdiger Fall zur Sprache. Es
war ein Mann verurtheilt worden, der Stolwerkſche Bruſt
Bonbons verkauft hat. Derſelbe Mann wurde aber frei
geſprochen, als er des Verkanfs der ſogeuannten Brandt-
ſchen Pillen verklagt war. Jn Folge dieſer und ähnlicher
Thatſachen beſchloß die Kommiſſion, die Petition behufs
Ordnung des Geheimmittel Verkaufs den verbündeten
Regierungen zur Erwägung zu überweiſen.

Die Einkommen- und die Gewerbeſteuer-
commiſſion des Abgeordnetenhauſes haben heute ihre
Berathungen begonnen und nach der erſten Sitzung zu
urtheilen, ſcheinen dieſelben in einem raſchen Tempo fort
geführt werden zu ſollen. Aus der Einkommenſteuercom
miſſion iſt insbeſondere ein durch Conſervative und Cen
trum gefaßter Beſchluß hervorzuheben, wonach die vormals
reichsunmittelbaren Familien zu der Steuer erſt herauge

ogen werden ſollen, wenn durch beſonderes Geſetz die Entſchädigung geregelt ſein wird.

Die Wahlprüfungscommiſſion des Abgeord-netenhauſes hat beſchloſſen, die Wahl des Abg. Frickenhaus
(nat.-lib.) (3. Düſſeldorf) für un gültig zu erklären.

Die Einkommenſteuner-Com miſſion ſetzte am
Mittwoch die Berathung bis s 9 fort. Dieſe Paragraphen
wurden im Weſentlichen nach der Regierungsvorlage ange-
nommen.

Die Reichstagscommiſſion für das Kran-
kenkaſſengeſetz beſteht aus folgenden Mitgliedern: v. Windt-
borſt (Vorſitz), Graf Holſtein (Stellvertreter), Merbach, Kar-
dorff, Spahn, Buhl, Krämer, Möller, Schädler, Moikenbuhr.
Seifert, Graf Droſte, Gröber, Metzuer, Stötzel, Hitze, Graf
Preyſing, Dziembowski, Gutfleiſch, Hirſch, Eberti, Vollrath,
Härle, Schenk, Wichmann, Schier, Schleinitz, Schulenburg-
Beetzendorf.

Erlaß des Fideicommißſtempels.
Man ſchreibt uns: Für die in Veranlaſſung des dem Frei-

berru von Lucius erlaſſenen Fideicommißſtempels aufgeworfene
Frage, ob der Landesherr dazu ohne Zuſtimmung des Land-
tages befugt geweſen ſei, hat der Oberbergrath Dr Arndt in
ſeiner Erklärung vom 5. Dezember d. J. (Mgdeb. Zeitung vom
9. d. Mts.) ſchätzbares Material beigebracht, ohne das es ihm
gelungen iſt, die Redaktion gedachter Zeitung zu befriedigen.
Sie hält die Unterſcheidung des Dr. Arndt zwiſchen Steuer-
Erlat a posteriori und priori für eine fnbtile, und gegenüber
der Verfaſſungsbeſtimmung „jede Bevorzugung bei Steuern wird
abgeſchafft“ unhaltbare. Dr. Arndt will aber offenbar nur ſagen:
Der Landesherr kann in einem einzelnen Falle, in welchem
ein Stempel nach dem Geſetz fällig geworden, dieſen Steupel
erloſſen, nicht kann er befehlen: Der Fideicommißſtempel ſoll für
alle vorkommenden Fälle nur im Betrage von 1 Prozent er
hoben oder ganz erlaſſen werden. Die Befugniß Stempel oder
ſonſtige Steuern im einzelnen vorliegenden Falle zu erlaſſen, iſt
nicht nur nach 1848 ſtets geübt, ſondern auch im Jntereſſe der
Steuerpflichtigen un entbehrlich.

Durch Beſchluß des Bundesraths vom 21. Dezember 1873
ſind die oberſten Landesfinanzbehörden für zuſtändig erachtet
zum Nachlaſſe einer nach dem Wortlaute des Ge
ſetzes geſchuldeten Abgabe aus über wiegenden
Gründen der Billigkeit und dieſer Beſchluß findet nach der
Circularverfügung des Preuß. Finanzminiſters vom 23. Mai
1888 auch auf die nach dem Geſetz vom 24. Mai 1837 zu ent-
richtende Brauntweinſteuer und Nachſtener Anwendung. Es iſt
Niemand eingefallen, dieſen Beſchluß zu bemängeln, obwohl
folcher, da dem Reichstage das Einnahme Bewilligungs-
recht zuſteht, eher anzufechten war als nach Preußi-
ſchem gen »Geſetz, obwobl ferner ein Mißbrauch
der Befugniß Branntwein Steuern zu erlaſſen ebenſodenkbar it. als bei den Stempeln. Anch bei dieſen kommen

Fälle vor, in denen der Erlaß von geſetzlich zu zahlenden
Stempeln der höchſten Billigkeit entſpricht. Wäre die Forderung
in allen ſolchen Fällen, in denen es ſich oft um wentge Mark
handelt, einen Geſetzentwurf dem Landtage vorzulegen, eine un
geheuerliche, ſo erübrigte beim Wegfall des Erlaſſes „Befugniß“
nur, den nach dem Buchſtaben des Geſetzes fälligen Stempel
unbekümmert am die ſchreiendſte Härte zwangsweiſe beizutreiben.
Iſt hiernach der Steuererlaß aus Billigkeitsgründen im einzel-
nen Falle durch den Landesberrn oder die Staatsregierung un-
entbehrlich, ſo iſt die Frage, ob in dem einzelnen Falle wirkliche

enügende Billigkeitsgründe vorlagen, eine untergeordnete. Bei
Bauergütern ſteht die Befeſtigung des Grundbeſitzes in der
Familie durch rechtliche, dem Fideicommiß verwandte Einricht
ungen mit liberalen Anſchauungen nicht im Widerſpruch, die
Zeit iſt vielleicht nicht fern, wo auch der Mobiliſirung des
großen Grundbeſitzes entgegenzutreten ſein wird, und wenn
Kaiſer Wilhelm I. die Anſicht hatte, daß die Errichtung von
Fideicommiſſen zu fördern, und einem zu deſſen Errichtung von
ihm gedrängten Beſitzer der ſehr hohe r e oder theil
weiſe zu erlaſſen ſei, ſo können wir es nicht billigen, wenn für
den vorliegenden Fall unter nothgedrungener Anerkennung der
ſtaatsrechtlichen Befugniß die Bedürfnißfrage aufgeworfen wird.

Die Eröffnung der italieniſchen Kammernu.
Die italieniſchen Kammern wurden geſtern (Mittwoch) er

öffnet. Jn der Thronrede begrüßt der König mit Freude und
Vertrauen die neue Kammer, welche die Nation erwählt habe,
indem ſie ihr Vertrauen in die freien Jnſtitutionen des Landes
bethätigte. Jndem die Nation im Jnneren einig, entſchloſſen in
ihren Pflichten und Rechten, durchdrungen von Üeberzeugüngen,
feſt in ihrem Willen, klar und entſchieden ſei, gewinne Jtalien
nach Außen ein ſtets wachſendes Anſehen, welches die erſle
Bürgſchaft des Friedens ſei. Tzeu den Bündniſſen, herzlich in
feiner Freundſchaft, aufrichtig in dem Wunſche, ſeine Bezieh
ungen zu allen Mächten jederzeit zu verbeſſern, ſehe Jtalien
mit Genugthuung jede Gefahr internationaler Verwickelungen
zerſtrent, und daß die beruhigendſten Ausſichten ſich in ganz
Wnropa verbreiteten und befeſtigten. Die Ehrlichkeit unſerer
Abſichten bezüglich Afrikas iſt aller Welt angenſcheinlich; es
ind nur noch unſere Gebiete und unſere Einſlußſphäre in
zlebereinſtimmung mit befreundeten Regierungen abzugrenzen.Sie ſind nur zu friedlicher Arbeit einbernfen. Geſetze für das
Wohlergehen der Arbeiter werden die Hauptaufgabe der neuen
Seſſion bilden. Der König wünſcht Glück zu dem Eintritt des
r in den Senat im Augenblicke, wo die militäriſche
Reorganiſation zur Verhandlung komme. Jnnerhalb ſeiner
nationalen Grenzen vollendet, fühle Jtalien ſich ſeiner ſelbſt
Ficher. Der König empfiehlt vor Allem die Solidarität der
Zinanzen. Das Parlament möge durch Erſparniſſe in der
öffentlichen Verwaltung und durch Umgeſtältung der gegen
wärtigen Steuern genügende Hilfsquellen zu finden wiſſen, um
Das Gleichgewicht zu verwirklichen. Schließlich erinnert der
König daran, daß er nach den Traditionen ſeines Hauſes feſt
und unerſchütterlich die Rechte der Staatsgewalt aufrecht halte.
Er verbürge jederzeit die Rechte der Religion ſeiner Väter, ohne
diejenigen anderer Culte zu beeinträchtigen: er werde aber auch
nicht geſtatten, daß man in politiſchen Verſammlungen Namens
dieſer Religion die ſonveräne Autorität angreife-

Zur Thronbeſteigung in Luxemburg.
Luxemburg, 10. December. Der Großherzog hat

das Rücktrittsanerbieten des Miniſteriums in einem höchſt
liebenswürdigen Schreiben abgelehnt, worin er ſich glück
lich ſchätzt, dieſes Miniſterium zu beſitzen. Jndem der
Großherzog für die bisher geleiſteten Dienſte ſeinen Dank

ausſpricht, bittet er das Miniſterium, auch ferner mit ihm
für das Landeswohl tgätig zu ſein.

Luxemburg, 10. Dezember. Die Thronbeſteigung
des Großherzogs wird in Berlin, Wien und London durch
den Erbgroßherzog angekündigt werden; in Petersburg
durch den Prinzen Nicolas von Naſſau, in Paris durch
den luxemburgiſchen Geſchäftsträger Vannerus und in
Rom durch den Staatsminiſter Eyſchen. Als Miniſter
reſidenten ſind hier akkreditirt der Legationsrath Graſ
Wallwitz für Deutſchland und der Botſchaftsrath Raindre
für Frankreich.

Reichstags Verhandlungen.
38. Sitzung vom 10. Dezember. 12 Uhr.

Am Tiſche des Bundesrathes: von Boetticher, von
Maltzahn, Vizegdmiral Hollmaun u. A. ßEingegangen iſt ein Antrag des Reichskanzlers, die Er
mächtigung zur Einleitung der ſtrafrechtlichen Verfolgung gegenden Abg. geet zu ertheilen. g

p. rfel e wird der Geſchäftsordnungs Kommiſſion über-
wieſenDa geſtern zu dem Geſetzentwurf wegen Vereinigung
Helgolands mit dein Reiche ein Zuſatz augenommen worden iſt,
ſo mußte eine Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe gemacht wer-
den auf Grund derſelben wird heute die Vorlage im Ganzen
endgiltig angenommen.

Die erſſe Berathung des Geſetzentwurfes betreffend die
Feſtſtellung desReichshaushaltsetats für 1891/92
er kreſfend die Aufnahme einer Anleihe wird fort-
geſetzt.

Abg. Graf Behr (R.P.) beſtreitet, daß die Arbeiter der
Jnvalidenverſicherung kühl gegenüberſtänden. Es ſei aller
dings möglich, daß Viele noch nicht informirt ſind, aber
wenn erſt einmal die erſte Rente gezahlt ſein wird, dann
werden die Arbeiter ſchon anderen Sinnes werden. Wenn
die Beſeitigung der landwirthſchaftlichen Zölle verlangt wird,
dann müſſe man auch daran denken, die induſtriellen Schutzzölle
u beſeitigen, welche die Landwirthſchaft beſonders belaſten.Uebrigens ſeien die Klagen über die Belaſtung der Arbeiter

durch die Getreidezölle durchaus nicht ſo ſchlimm wie es von
den Sozialdemokraten immer dargeſtellt würde. Bezüglich des
Etats iſt die größte Sparſamkeit geboten: der vorliegende Etat
an ſich iſt allerdings nicht ungünſtig; aber es iſt doch zweifel
haft, ob dieſe günſtige Finanzlage dauernd ſein wird. Die Aus-
gaben ſteigen im Ganzen um 46 Millionen Mark; das iſt ſehr
viel, und man muß unterſuchen, ob nicht Erſparniſſe gemacht
werden können. Die Unteroffizierprämien ſind ja eine ganz an-

emeſſene Ausgabe:; aber es ſcheint mir, als wenn ſie ſchon zuſeuhgeitt gegeben werden ſollen man müßte den Zeitpunkt, wo

ſie gewährt werden um einige Jahre hinausſchieben, dann würde
der Betrag auch kein ſo hoher werden. Natürlich auch unter den ein
maligen Ausgaben für Landheer und Marine könnten Erſparniſſe

emacht werden durch Herausſchiebung dieſes oder jenes Baues.Die Eiunahmen aus den Zöllen und Verbrauchsſteuern ſind
ſehr vorſichtig veranſchlagt, das iſt aber auch nothwendig, denn
die Hochfluth der Zolleinnahmen wird vielleicht bald vorüber
ſein. Es wird ſo viel von einer Aenderung, des Kurſes in Be
zug auf die Zollpolitik geſprochen. Jch möchte die Regierung
bitten, darüber eine klare und bündige Auskunft zu geben.
Eine Beſeitigung des Zollſchutzes würde die Landwirthſchaft
und die Jnduſtrie außer Staube ſetzen, die ſozialpolitiſchen
Aufgaben zu erfüllen, welche jetzt geſtellt ſind. Ich bitte alſo,
die nicht dringlichen Ausgaben zurückzuſtellen, dagegen das
Nothwendige zu bewilligen im Jutereſſe des Friedens. (Bei
fall rechts.

Abg. Windthorſt (Z.) wendet ſich zunächſt dagegen, daß
10 242 500 Mark ans den Zöllen und Verbrauchsſteuern über
die 130 000 000 Mark hinaus, welche dem Reiche zuſtehen, ent
nommen werden ſollen. Das ſei ein ehe gegen die Fraucken-
ſtein'ſche Klauſel, welche ein Fundamentalſatz unſerer ganzen
Verhältniſſe geworden ſei- ie ſei überhaupt im Bundesrath
eine Mehrheit für die Durchbrechung dieſer Klauſel zu Stande
gekommen! Der Reichstag werde hoffentlich darauf nicht eingehen,
weil er dadurch ſein Einnähmebewilligungsrecht ſelbſt durchlöchern
würde, denn dies Einnahmebewilligungsrecht bernhe einzig
und allein auf den Matrikularbeiträgen. Die Regierung hätte
an dieſer Franckenſtein'ſchen Klauſel nicht rütteln ſollen, denn
die Bewegung gegen die Zölle iſt ohnehin ſchon groß genug
und der ganze Zolltarif iſt ein Ganzes, aus welchem man keinen
einzelnen Stein herausnehmen kann. Ohne die landwirthſchaft-
lichen Zölle wäre unſere Land und Forſtwirthſchaft weſentlich
beeinträchtigt worden. Bei den Verhandlungen mit Oeſterreich
wird gerade darauf Rückſicht geeommen werden müſſen und die
Herren in Oeſterreich brauchen nicht zu denken, daß ſie unſerer-
ſeits leicht Konzeſſionen erreichen können, wenn ſie nicht ſelbſt
welche machen; wir können auch mit den beſtehenden Zöllen
weiter arbeiten. Jch würde äuf dieſe Dinge richt aegWger
fein, wenn Herr Richter nicht davon geſprochen hätte. Reduer
wendet ſich dann gegen die Sozialdemokraten und hebt hervor,
daß zwiſchen ihnen ein Zwieſpalt zwiſchen Alten und Jungen
entſtanden ſei; die Jungen ſeien die Gewaltſameren. Wenn
die Alten geſagt hätten, von Gewalt ſei keine Rede,ſo ſei damit ein großes Wort ausgeſprochen. Aber
die Sozialdemokraten können ihr Ziel nicht erreichen,
ſo lange die gegenwärtige Geſellſchaftsordnung beſteht. Die
rin dieſer Geſellſchaftsordnung ſei nur durch gewalt-
ſamen Umſturz möglich. Gegen die Jnvaliden- Verſicherung haberich mit allen Kräften gearbeitet und würde noch heute dagegen

ſprechen, wenn ſie von Neuem vorgelegt werden würde, nament-
lich nach der Art und Weiſe, wie Bebel Herrn Richter geant-
wortet hat. Er meinte, das Geſetz ſei nicht gelungen, aber der
eingeſchlagene, Weg ſei der richtige. Aber nachdem das Geſetz
einmal eingeführt iſt, müſſen wir es durchführen, aber hüten
wir uns, dem Abg. Bebel auf dieſem Gebiete zu folgen, ſonſt
verfallen wir unzweiſelhaft der ganzen Konſequenz der Sozial-
demokratie. (Heiterkeit.) Jm Etat et mich am meiſten über
raſcht die hohe Summe der Anleihe, welche wieder aufge-
nommen werden ſoll. Die letzte Anleihe war ein Räthſel, wel-
ches nicht gelöſt worden iſt durch die Aeußerungen des Herrn
Schatzſekretärs, daß die Finanzverwaltung ſich in einer Zwangs-
lage befunden habe. Welcher Art war denn dieſe Zwangs-
lage? Jch habe mir bei näherem Ueberlegen geſagt, man hat
die dreiprozentigen Papiere geſchaffen, um ſie dem Auslande
ſchmackhafter zu machen. Die Herren im Auslande können
ſich beruhigen, ſie können ihr Geld gar nicht beſſen an-
legen. Aus der ſchlechten Aufnahme aber, welche dieſe
Anleihe in Deutſchland ſelbſt gefunden hat, ergiebt ſich, daß bei
uns das baare Geld knapp geworden iſt; wir müſſen alſo um
ſo mehr die ßrhßte Sparſamkeit üben. Man wird jede einzelne
Ausgabe auf ihre Nothwendigkeit prüfen müſſen. Jm Aus-
wärtigen Etat befindet ſich die Ausgabe für Oſtafrika, deren
Höhe mich überraſcht hat. Eigentlich wäre es augebracht, für
dieſe Angelegenheit eine beſondere Kommiſſion einzuſetzen, die
namentlich auch zu unterſuchen hat, ob und wann denn die
Sache dort zu Ende gehen ſoll. Herr Bamberger hat allerdings
geſagt, wir ſollten dort jetzt Alles im Stiche laſſen. Das kann
ich nicht verantworten, denn ich denke, daß, nach den großen
Opfern, die wir dort gebracht haben (Zuruf links: Und noch
weiter bringen müſſen!) doch endlich einmal etwas mehr
als bisher gemacht werden kann. (Zuruf links: Wo
denn Herr Bamberger würde mit ſeinem „Nein“ auch nicht
ſo ſchnell bei der Hand ſein, wenn er nicht wüßte, Herr
Windthorſt und ſeine Freunde ſagen „Ja“. (Zuruf links: Ver
ſuchen Sie es doch einmal!) Auf die Mehrausgaben, welche die
Folgen der früheren Bewilligungen ſind, komme ich nicht zurück;
bei den anderen Ausgaben muß eine Beſchränkung auf das un
mittelbar Nothwendigſte eintrteten, auch wenn die Forderungen
ſonſt recht wünſchenswerth erſcheinen. Dies gilt namentlich be-
züglich der Kaſernenbauten, der Unkteroffizierdienſtprämien, ſo
wie bezüglich der Schiffsbauten, deren Tempo erheblich
verlangſamt werden kann. Jch bitte die Kommiſſion, den
Etat ründlig zu vrüfen und dabei zu beachten das Vater
land kann mehr Steuern nſcht vertragen. (Beifall im Zentrum
und links.)

Peichsſchatzſekretär von Maltzahn: Es handelt ſich bei
10 Millionen nicht um eine Durchbrechung des Prinzips der
jetzigen Abrechnungsweiſe zwiſchen Reich und Einzelſtagten, ſon
dern um eine einmalige Maßregel. Der Reichskaſſe ſollen die
10 Millionen Mark, die ſie zum 1. April 189 braucht, zur Ver
fügung geſtellt werden. Dieſe Mit'el ſollen aus den Ueber
ſchüſſen des Jahres 1890 91 genommen werden, Wenn Sie ein
anderes Mittel wiſſen, ſo werden wir nicht abgeueigt ſein, darauß
einzugehen. Das Räthſel bezüglich der Reichskaſſe muß ich in
Folge der Aeußerungen Windihorſt's etwas aufhellen. Es ging
nicht mehr an, die Anleihe allein auf dem deutſchen Markt unter
zubringen; man hat ſchon früher daran gedacht, 3 v. H. Schuld
ſcheine auszugeben. Die Anleihe vom Februar erforderte
für ihre Unterbringung einen längeren Zeitraum. Jn Folge
deſſen warteten wir mit der Aufnahme der Anleihe bis zum
letzten Augenblick. Der Zeitpunkt für die Aufnahme der Anleihe
hängt nicht von der Reichsfinanzverwaltung ab, ſondern von dem
Fortſchreiten der Arbeiten und Anſchaffungen, für welche die
Anleihen beſtimmt ſind. Die Aufnahme der Anleibe iſt verein-
bart worden mit der preußiſchen Regierung, welche zu gleicher
Zeit eine Anleihe begab. Die Thatſache, ob Chefs der einzel
nen Verwaltungen zu dieſer Zeit auf Urlaub waren oder nicht,
hat auch nicht eine Stunde Verzögerung mit ſich gebracht. Die
Verhandlungen begannen am 5. September, ſie erreichten ihren
Abſchluß am 29. September. Das Konſortium erklärte daß es
keine anderen Papiere als dreiprozentige übernehmen würde zum
Kurſe von 86.40. Dieſer kategoriſchen Erklärung gegenüber ent
ſchied ſich das Reich zur Begebung von 170 Millionen Mark
um einen Verſuch zu machen, wie ſich dieſe Papiere auf dem
Markt bewähren würden. Es ſoll der ungünſtigſte Moment
für die Anleibe gewählt worden ſein. Das übernehmende Kon
ſortium muß den Moment aber doch nicht für ſo ungünſtig ge
halten haben, denn zwei Tage, bevor wir mit ihm abſchloſſen
halte daſſelbe 222 Millionen vierprozentige konſolidirte Rumänier

zum Kurſe von 86,50 über nommen.bg. von Frege (dk.): Die Reichsfinanzvor waltung hätte
die 10 Millionen Mark ſich auch auf andere Weiſe be affen
können, ohne dieſe Durchbrechung r anckenſtein'ſchen Klauſe-
Es hätte ſich den Bedingungen des Konſortiums nicht füger.
ſondern nur die Mittel durch Ausgabe von Schatzanweiſungen
zu decken brauchen, bis das Geld anderweitig auch ohne Kon
ſortium geſchafft werden könnte. Warum ſollte man denn die
Anleihen nicht ſo auflegen, daß ſie Jedermann zugänglich werder.
daß auch der kleinſte Mann zeichnen kann Noch viel wichtige
wäre aber die Wiederherſtellung des Silbers als Münzmetab-
Es iſt bedouerlich, daß der frübere preußiſche Finanzminiſte
der ſonſt ein verdienter Mann iſt, als Anhänger der Gold
währung gewartet hat, bis dieſe Frage auf dein internationalen
Markt geregelt werden würde. Daß bei der Rehabilitation de
Silbers auch verdächtige Manipulationen vorkommen könner-
iſt zuzugeben; aber das kann nur in republikaniſchen Staaten ge
ſchehen. Wenn Rußland die Goldwäbrung einführen wollte.
würden in allen anderen Staaten mit Goldwährung die bedent
lichſten Kriſen entſtehen. Eine engere Verbindung mit Oeſter
reich kann nur dann durchgeführt werden, wenn Oeſterreich ſeine
Valuta regulirt. Daraus erſieht man, wie wichtig die Silber-
frage überhaupt iſt. Ueber die verſchiedenen Mehrausgaber,
welche der neue Etat bringt. wird man in der Kommiſſion ge
nauere Unterſuchungen anſtellen. Die Pferdegelder, welche den
Offizieren gegeben werden ſollen, bilden ein neues Syſtem: man
wird die Sache nicht ſo ordnen können, daß man nur den Sub
alternoffizieren bis zum Hauptmann dieſe Pferdegelder giebt, den
anderen Offizieren nicht. Die Unteroffizierprämien werden geeigne
ſein, den Mangel an Unteroffizieren zu beſeitigen, der ſich je länger
je mehr fühlbar machen wird. Wenn wir n ſchon dieſe Aus
aben bewilligen, werden wir ſpäter Ausgaben erſparer.
nſere Stellung in Oſtafrika können wir, ohne das deutſche

Anſehen zu ſchwächen und die aufopfernde Arbeit der in Oſ
afrika betheiligten Perſönlichkeiten zu vernichten, nicht aufgeben.
Die Ausgaben für Oſtafrika hat die Regierung ſehr erheblics
beſchränkt. Die Mehrausgaben des Militäretats für Ver-
mehrung der Kadettenſtellen, Unteroffizierſchulen und, Neufor
mationen der Fußartillerie billigt der Redner und macht darauf
aufmerkſam, daß Herr Richter ſich um 10 verrechnet habe, als
er von 90 neuen Kaſernen ſprach. 10 Kaſernen mehr oder
weniger ſeien aber für den Etat des Reiches nicht von Erheb
lichkeit. Alle nothwendigen Bauten an der Oſtgrenze werden
wir bewlligen müſſen; an anderen Stellen könnten wir vielleich
die Bewilligung um ein Jahr verſchieben. Auf die Zuckerſteue
will ich nicht eingehen, ſondern nur an das Wort des Herrn
v. WedellMalchow erinnern, welcher davor warnte, in die Ver
hältniſſe der Zuckerinduſtrie einzugreifen durch eine Maßrege
welche dem Reiche einige Millionen Mark mehr einbringt. Wenn
man mehr Reichseinnahmen braucht, dann ſollte man nich
den Zucker beunruhigen, ſondern das Zündholz Monopo-
einführen, welches leicht 25 bis 50 Millionen Mark einbriuger:
kann, wie dies das Beiſpiel anderer Staaten ergiebt. (Be-
wegung.) Die Auslaſſungen des Herrn Richter zeigen.
daß er nicht weiß, was jeder Tertianer weiß, daß Rom zu
Grunde gegangen iſt an der Vernachläſſigung des Bauernſtande.
(Große Heiterkeit.) Herr Richter meinte, es ginge auch ohne
den Fürſten Bismarck. Jch nehme nicht an, daß Herr Richte-
der Regierung Unannehmlichkeiten bereiten wollte; aber es
würde Mißtrauen in der Bevölkerung entſtehen, wenn es Herr
Richter gelänge, im Volke die Meinung zu verbreiten, daß die
jetzige Regierung andere Ziele verfolge wie Fürſt Bismarc.
Die Getreidezölle ſind Steuerausgleichszölle mit doppelter
Wirkung: ſie ſollen die Landwirthſchaft ſchützen und ſollen fü-
die Reichskaſſe auch eine erhebliche Einnahmequelle ſein von de
Einfuhr ausländiſchen Getreides. Die Einnahmen aus den
Zöllen ſind ja in den letzten Jahren in See der Erntever
hältniſſe ziemlich hohe geweſen, aber dieſe Höhe wird nicht an
dauern, deshalb iſt es richtig, daß die Regierung die Zölle vor
ſichtig veranſchlagt hat. Die Zölle dürfen nicht geändert werdenjede Kenderung der Zölle beunruhigt Handel und Jnduſtrie-
Drei Zeitungen: die „Frankf. Zeiiung“, das Berl. Tabl. uno
die „Voſſ. Ztg. haben ſich einen Feldzugsplan zur Beſeitigung der
Getreidezölle ausgedacht. hoffe aber, daß es nicht ge
lingen wird, eine ſolche Maßregel durchzuſetzen; man ſieht zu
deutlich, daß ſo und ſo viele große Lieferanten durch die Zoll
ermäßigung verdienen wollen. Aber man darf nicht vergeſſen,
daß der Bauernſtand der größte Roggenproduzent iſt (Gelächter
links); nicht die Latifundien, auf welche immer bingewieſen wird.
Die Preiſe für Getreide ſind noch nicht ſo hoch. wie vor den
Getreidezöllen; deshalb ſollte man dieſe kleinſten Exiſtenzen, den
kleinen Landwirth endlich einmal in Ruhe laſſen. Herr Bebel
iſt überhaupt kein Vertreter der arbeitenden Kjaſſen, ſondern
ein Vertreter der nicht arbeitenden Klaſſen. (Heiterkeit links).
Wir ſind auch Vertreter der Arbeiter, Herr Bebel iſt auch von
anderen Leuten als Arbeitern gewibefn Bei der großen Zabl
der Mitglieder evangeliſcher und katholiſcher Arbeitervereine hat
die Sozialdemokratie überhaupt kein Glück. Herr Bebel bat
auch davor gewarnt, die ländlichen Arbeiter ebenſo zu behandeln
wie die ſtädliſchen; er ahnt, daß die ländlichen Arbeiter an der
Religion feſthalten, für Familienleben u. ſ. w. noch einen ge-
wiſſen Sinn bewahren. (Zuſtimmung rechts.) Dieſe religiöſen
Anſchauungen ſollten den Arbeitern erhalten werden. Durch
die Beſeitigung der Getreidezölle will man die Großindnuſtriellen
einfangen; aber dieſe werden darauf nicht eingehen, ſondern
lieber höhere Löhne bezahlen, um der deutſchen Arbeit den
Kampf um's Daſein durch den Schutzzoll zu erleichtern. Wie
ſchlecht es der Landwirthſchaft geht, beweiſt, daß die Stadt
Berlin für die Bewirtöſchaftung ihres Grundbeſitzes noch
96 000 .4 hat zuſchießen müſſen. (Zuruf links: Ganz was
Anderes! Sanitäre Maßregel De Gegner der Getreidezölle
wollen die Stellung Deutſchlands in den Verhandlungen mit
Oeſterreich ſchwächen. (Widerſpruch links.) Aber Jnduſtrie und
Handel haben jetzt eine zehnjährige Schutzzollperiode hinter ſich.ſie wiſſen, daß ſie ohue Schutgon waffenlos der auswärtigen
Konkurrenz gegenüberſtehen würden. Frankreich, Rußland und
Amerika haben die Zölle erhöht und dadurch die deutſche Jn
duſtrie geſchädigt. Die Armee kann nur durch Geld erhalten
werden, Geld erhalten wir nur durch die indirekten Steuern:
deshalb wollen wir den Etat bewilligen. (Beifall rechts.)

(Schluß in der 2. Ausgabe,)



Aus ver Provinz Sachſen und ihrer Umgebung.
Der Rachdruck unſerer Orginal-Correſpondenzen iſt uur mit deutlicher Quellen

angabe geſtattet.

Die bereits erwähnte, von Geiſtlichen der
rovinz Sachſen ausgehende Petition, betreffend die im
Entwurf vorgeſehene halbjährliche Entlaſſung aus der
Volkſchule, hat mehr als 1500 Unterſchriften von Localſchul-
änſpectoren erhalten. Dieſer Tage wird ſie überreicht.

L. Werſeburg, 10. Dez. Ein fideles Stimmungs-
bil d). Der an leitender Stelle mitgetheilte Beſchluß des

rovinziallandtages, wonach dieſe vielumworbene
uſtitution der Stadt Merſeburg definitiv erhalten bleibt, war

am heutigen Abend noch die Veranlaſſung gietmer begeiſterten
Ovation. Unter rn des Herrn BürgermeiſterReinefarth, welcher allſeitig Gratulationen in Empfang
ahm und des Herr Bichtler durchzog die Feuerwehr mitden unter Vorantritt eines Muſikcorps die Stadt. Vor der
eichskrone hatte ſich ein Theil der Mitglieder des Landtages

aufgeſtellt und nahm die dargebrachte Ovation mit ſichtlichem
So entgegen. Herr Bürgermeiſter Fiedler von
Staßfurth brachte mit bewegten Worten ein Hoch aus auf
Se. Majeſtät den Kaiſer, worauf der Bürgermeiſter hieſiger

tadt die Provinzialverwaltung und den Provinziallandtag
eben ließ. Die S in der Reichskrone war eine ſo ge

h daß zahlreiche, ſogar rege Mitglieder des
Landtages ſich am Ball mit den Schönen der Stadt betheiligten,
ein Vergnügen, zu dem der Verein „Geſelligkeir“ welcher dort
tagte, eine ſeinem Namen durchaus würdige Gelegenheit bot.
Der Landtag wird vorausſichtlich worgen amDonnerstag geſchloſſen.

S. Halberſtadt 10. Dez. (Die konſervative Partei)
wird diesmal auf die Ausſtellung eines eigenen Kandidaten
verzichten. Eine Vertrauensmännerverſammlung der Partei
hat wenigſtens beſchloſſen, den der konſervativen Partei ange-
hörenden Wahlmännern zu empfehlen, auch ihrerſeits für den
Kandidaten der nationalliberalen Partei, Herrn S
RimpauEmersleben zu ſtimmen. Die konſervative Partei darf
hoffen, durch dieſes Entgegenkommen auch für die Reichstags
ar eine Verſtändigung mit den Nationalliberalen zu er
eichtern.

S, Nordhanen, 9. Dezember. (Neuer Polizei-Jn-
ſpektor. Vermächtniß.) Geſtern iſt zum neuen Polizei-
änſpektor unſerer Stadt der Amtsvorſteher E. Fournier in
Lauchhammer gewählt und ihm ein Anfangs-Gehalt von 2000
bewilligt worden. Jn Mühlhanſen hat der am 5. Mai

J, verſtorbene Mitbeſitzer der Näh und Strick- Maſchinen
und Fahrrad-Fabrik von Claes u. Flentje, Hr. Franz Flentje,
Jetztwillig die Summen von 30000 (zur Vertheilung an das
gegen 570 Köpfe zählende Arbeiterperſonal) und 50000 zur
Gründung einer Unterſtützungskaſſe für in Bedrängniß gerathene
Arbeiter der Firma) ausgeſeßt.

S Aus Auhalt, 10. Dezember. z u der Verlobung
des Prinzen Aribert), des jüngſten Sohnes des Herzogs
von Anhalt, mit der Prinzeſſin Luiſe, der zweiten Tochter des
Prinzen Chriſtian von Schleswig-Holſtein-SonderburgAuguſten-
burg, ſchreibt man noch aus Auhalt: „Prinz Aribert iſt 26 Jahre
alt und ſteht zur Zeit als Lieutenant im preußiſchen 1. Garde-
Dragonerregiment. Seine Branut, geb. 1872, iſt Lie rechte Cou
ine des Kaiſers ſowohl als der Kaiſſerin, weil ihre Mutter als
Schweſter der Kaiſerin Friedrich Tante des Kaiſers und ihr
Vater als Bruder des Herzogs Friedrich von Auguſtenburg
S der Kaiſerin iſt. Das Land nimmt die Kunde von dieſer

erlobung freudig auf. Von den vier Söhnen des Herzogs
Friedrich, in deſſen Perſon das uralte Geſchlecht der Askanier
einſt auf zwei Augen ſtand, iſt der älteſte, Leopold, am 2. Febr.
4886 ohne Hinterlaſſung männlicher Nachkommen dem Lande
und ſeinem Hauſe durch den Tod allzufrüh entriſſen worden,
während der zweite, Erbprinz Friedrich, erſt ſeit dem vorigen
Jahre vermäblt, und der dritte, Prinz Ednard, unvermählt iſt.Sag in der Verbindung der hohen Neuverlobten das Glück

es Landes und des erlauchten Herzogshaufes ſich begegnen
Leipzig, 10. Dezember. (Der Sturmlauf der So-

Zzial demokratie auf unſer ſtädtiſches Parla
an ent), den die Partei gelegentlich der geſtern und vorgeſtern
vorgenommenen diesjährigen Ergänzungswahlen für
Das Stadtverordnekenkollegium zum erſten Male
verſuchte, iſt zwar glücklich abgeſchlagen, immerhin aber hat er
die keineswegs erfreuliche Thatſache gelehrt, daß der Einfluß der
Ordnungsparteien auf die hieſige Einwohnerſchaft nicht in der
Zunahme begriffen iſt und dieſer Umſtand verleiht der an ſich
untergeordneten Wahl höhere politiſche Bedeutung,
avie ſie denn überhaupt diesmal einen ausgeſprochen politiſchen

Charakter zeigte und in den aufgeſtellten vier Liſten die poli
tiſchen Gegenſätze ſchroff zur Geltung brachte; ganz im Gegen-
atz zu früher, denn bislang verliefen die Kommunalwahlen

nirgends ſo ruhig und leidenſchaftslos als hier. Den beiden
Liſten der Ordnungsparteien, wovon eine ſich von der anderen
nux durch die „Reviſion“ einzelner Namen unterſchied, ſtand
außer der ſozialdemokratiſchen noch eine demokratiſch- freiſinnige
gegenüber und auch dieſe vereinigte eine anſehnliche Stimmen-
ahl auf ſich. Außerordentlich begünſtigt wurden freilich die
ppoſitionsparteien durch die ſeit vorigem Jahre in Folge der

Einverleibung der Vororte mit überwiegender Arbeiterbevölker-
ung geſchaffenen völlig veränderten Verhältniſſe einerſeits und
durch die herrſchende Unzufriedenheit in der Bevölkerung über
die zu Tage gekretenen, bezw. von vielen Seiten behaupteten
Mißſtäude in einzelnen Zweigen der ſtädtiſchen Verwaltung,
wie z. B. das Armenweſen andererſeits. Auf jeden Fall giebt
es lebhaft zu denken, daß unter der immerhin erſchwerten Aus
bung des Wahlrechts in kommunaler Beziehung eine ſo größe
Anzahl von Stimmen ſich für die ſozialdemokratiſche Liſte ent
cheiden konnte; muß doch in Erwägung gezogen werden, daß kaum
25 Prozent der Reichstagswähler in unſerer Stadt
L im Beſitz des Bürgerrechts befinden und dieſe 25 in der

auptſache den ſogen. beſſer ſituirten Theil der Bevölkerung
ausmachen, während die übrigen 75 mit Ausnahme eines
verſchwindenden Bruchtheils fremder Staatsangehöriger, die
ärmeren Klaſſen, welche ohnedies der Sozialdemokratie ſo gar
wie verfallen ſind, bedeuten. Es wäre ein Frevel gegen ſich
Felbſt, wollten angeſichts ſolcher Verhältniſſe die ſtaatserhalten-
den Parteien ſich über den wahren Werth des „Sieges“, den
ſie diesmal noch bei den Kommunaglwahlen in Leipzig davon-

etragen, hinwegtäuſchen und im Gefühl der Siegesſicherheit die
ände nun ruhig in den Schooß legen. Das Stimmenverhältniß

der Wahl iſt folgendes: Ordnungspartei 4600. Revidirte Liſte
der Ordnungspartei 2700. Unabhängige Bürger (Demokr.) 1800.
Sozialdemokraten 2400.

Frfurt, 10. Dez. (Jm Erfurter landwirth-
ſbhaftlichen Kreisverein) ſtand heute die Frage der
Exrichtung einer Fleiſch-Freibank zur Berathung. Pro
feſſor Jacoby bdetonte in ſeinem Referate über dieſe Ange
legenheit zunächſt. daß derlei Freibänke ſchon längſt in Frankreich,
Belgien, England, der Schweiz, in den ſüddentſchen Staaten,
a ſogar in einzelnen thüringiſchen Ländern, z. B. in Meiningen,
mit beſtem Erfolge eingeführt ſeien und daß nur in Preußen
dieſe Jnſtitute noch keinen Eingang gefunden hätten, vermutb-
lich weil hier die vorzüglich eingerichteten Schlachthäuſer be
ſtänden. Nach einer eingehenden Darlegung des Nutzens von
Freihänken für den Landwirth wurde beſchloſſen, beim Magiſtrat
von Erfurt die Errichtung einer Freibank zu bean-
tragen. Ferner beſchloß der Verein, Namens aller landwirth-
ſchaftlichen Vereine des Kreiſes Erfurt an den landwirthſchaſt
lichen Centralverein der Provinz Sachſen die Bitte zu
richten, gegen eine allenfalls beabſichtigte Herabſehung der
landwirthſchaftlichen Zölle Stellung zu nehmen.

F. Delitzſch. 10. Dez. (Jnvaliditäts-Verſi cher ung)
Die Zahl der unter das Jnvaliditäts- Geſetz fallen den

erſouen beträgt im Delitzſchen Kreiſe ca. 16 250. Da-
von kommen auf Eilenburg 3600, Delitzſch 2600 und
Sandsberg 350. Eine große Zahl wird übrigens ſchon am
J. Januar in den Genuß der Altersrente treten und alſo
heben Arbeitsverdienſte einen recht angenehmen Zuſchuß

Filenburg, 10. Dez. (Muldengabriß.) Circg 2000
Meter Eilenburger z beſt hat die Mulde im Laufe der
hre binter Kützſchau abgeriſſen und an der ſiskaliſchen

eite zugeſchwemmt. Durch das letzte große Hochwaſſer iſt
Runmehr die Entfernung zwiſchen Mulde und der fiskaliſchen
DubenEilenburger Straße anf 36 Meter verringert, ſodaß

1 wägnicher Weiſe die Straße, welche der Mulde wegen ſchon
früher hat angelegt werden müſſen, im nächſten Frühjahre
ernſtlich bedroht ſein kann. Das öffentliche Intereſſe erfordert
daher, Vorſorge zu treffen, ehe es r ſpät iſt.

t. Zur Geſchichte der Goſe ſchreibt das „L. Tgbl.“:
Wie bekannt, iſt die Goſe ein Weißbier, das früher unter dem
Namen „Breyhan“ allgemein verbreitet war, jetzt aber nur noch
in Döllnitz und Gohlis gebraut wird. Eine intereſſante Notiz
über die Entſtehung dieſes Bieres findet ſich in einer uns vor
liegenden Niederſchrift aus dem Jahre 1721. Es heißt da;
„Anno 1526, den 31. Maji, hat Hans von Sode,. wohnhaft auf
der Leinenſtraße zu Hannover, durch Meiſter Cordt Breyhane
aus dem Dorfe Stockem, eine Meile von Hannover. nicht weit
vom loſe Werder gelegen bürtig, den erſten Breyhahn
brauen laſſen. Dieſer Meiſter Breyhane hielte ſich als Brauer-
knecht einige Jahre in Hamburg auf. Wie er wieder nach Haus
kommen und geſinnet, ſich in Hannover ſeßhaft zu machen, ver
ſuchte er alſobald, ob man ebenfalls allda Hamburger Bier
branen könne. Wie gedacht, halb gethan. Es wurde nach der-
ſelben Art zubereitet, und fiel ſo wohl aus, daß man dasſelbige
nach ſeinem Namen „Breyhan“ genennet, und bis dato in dieſem
Lande beibehalten. Was dieſer Mann ſich damit eingebildet,
daß ihm ſo große Ehre widerfahren, möchte ein Jeder wohl er-
rathen können.

BPerſonalien.
Dem Kreisſchulinſpektor Dr. Prokzen zu Wandgerrz

iſt der Charakter als Schulrath mit dem Range eines Rath
vierter Klaſſe, dem ordentlichen Profeſſor an der Friedrich-
Wilhelms- Univerſität und beſtändigen Sekretär der Königlichen
Akademie der Wiſſenſchaften ju Berlin Dr. Ernſt Curtius
die Große Goldene Medaille für Wiſſenſchaften verliehen.

Wollberichte.
Berlin, 7. Dez. Das Geſchäft der letzten acht Tage war

durch die Anweſenheit einiger größerer Käufer etwas belebter.
Der dringende Bedarf einerſeits und andererſeits die richtige
Vorausſetzung, daß der Rückgang der Preiſe für die Colonial-
wollen die Eigner deutſcher Wollen veranlaſſen werde, ihre

zu ermäßigen, bewog eine Anzahl Fabrikanten der
auſitz und aus Sachſen, dem hieſigen Platze erhöhte Aufmerk-

ſamkeit zuzuwenden. Dieſelben erwarben circa 1000--1200 Ctr.
aller Gattungen und fanden überall großes Entgegenkommen
auf Seiten der Verkäufer, daß dieſe gern die Gelegenheit be
nutzten, ihre Vorräthe zu verkleinern. Jm Uebrigen ſcheint es,
als wenn die beſſere Tendenz, welche ſich in den letzten Tagen
getr Londoner Auction etablirt hat, hier ihre Wirkung nicht
verfehlt.

Induſtrie und Haudel. JMeininger 7 Fl. -Looſe. Die nächſte Ziehung
findet am 2. Janüar 1891 ſtatt. Gegen den Coursverluſt von ca.
14 Mark pro Stück bei der Auslooſung übernimmt das
Bankhaus Carl Neuburgex, Berlin, Franzöſiſche
Straße 13, die Verſicherung für eine Prämie von 60 Pfg.
pro Stück.

Nach dem „Berl. Tabl.“ hat die vor einigen Tagen ab
gehaltene Verſammlung des deutſchen Walzwerkver-
bandes die Erhöhung des Walzeiſenpreiſes für das erſte
Quartal 1891 um 5.4 die Tonne beſchloſſen.

Nach der „B. B. Ztg.“ dürften in Folge des Salinen
verbandes ſowohl die Saline Salzungen als auch die
Vereinigten Thüringiſchen Salinen ſich in der Lage
befinden, etwa 2 mehr Dividende als für 1889, alſo 7 bezw.
5 zur Vertheilung zu bringen.

Benn, Aſhley Co., Manufacturwagreufirma in
London, haben die Zahlungen eingeſtellt. Die Schulden über-
ſchreiten 200 000 Lſtrl.

Continental-Telegraphen-Compagnie Aectien-
Geſellſchaften (Wolff's telegraphiſches Bureau). Der
Reinertrag des geſammten telegraphiſchen Correſpondenzgeſchäfts
für das Geſchäſtsjahr vom 1. Oktober 1889 bis 30. Sept. 1890
beziffert ſich auf 85 208,25 während der Reinertrag der ge
ſammten Kapital-Anlagen der Geſellſchaft im gleichen Jahre
54 003,48 beträgt. Nach Dotirung des Reſervefonds mit
6960,58 und Gewährung einer Tantième in Höhe von
13 225,11 gelangt eine Dividende von 59,50 .4 per Aktie
bereits jetzt zur Auszahlung.

Vereinsbrauerei Artern. Nach vorausgegangenen
Abſchreibungen in Höhe von 38080 beſchloß die General
Verſammlung für das Jahr 1889/90 eine Dividende von 6
gleich 60 pro Aktie zu vertheilen und ſofort zur Auszablung
zu bringen.

Für Brennereien. Reiſekoſten für Beamte ſind
zu entrichten: a. wenn die amtliche Ueberwachung von Brannt-
wein-Denaturirungen und die Abfertigung des zur Denaturirung
geſtellten Branntweins in den Gewerbs- oder Geſchäftsräumen
eines Gewerbetreibenden, Brennereibeſitzers oder Händlers ge-
ſchieht: b. wenn amtliche Abfertigungen in ſolchen Gewerbs
anſtalten vorgenommen werden in denen unter ſteuerlicher
Controle ſtehender Branntwein gereinigt werden darf; e. wenn
in einer Brennerei auf Antrag des Fabrikinhabers Abfertig-
ungen an anderen als den hierfür feſtgeſtellten Tagen ausge
führt werden.

Neueſte Nachrichten und Depeſchen.
Berlin, 11. Dezember (Fernſprechnachr. der Hall. Ztg.)

Die ſocialdemokratiſche Fraction des Reichstags hat darauf
verzichtet, ihren Antrag anf Aufhebung der Getreidezölle
noch vor Weihnachten auf die Tagesordnung zu bringen.
Der Antrag ſoll vielmehr als erſter Jnitiativantrag un-
mittelbar nach den Ferien zur Verhandlung kommen. Unter
dieſen Umſtänden wird an der Abſicht feſtgehalten im Ple-
num vor Weihnachten nur noch die Zuckerſteuervorlage in
erſter Berathung zu erledigen alsdann ſoll Sonnabend
dieſer Woche der Reichstag ſich bis zum 8. Januar 1891
vertagen.

Jn hieſigen Hofkreiſen kurſirt von neuem mit aller
Beſtimmtheit das Gerücht, daß der älteſte Sohn des Kron-
prinzen von Dänemark, Prinz Chriſtian von Dänemark, im
Februar nächſten Jahres am kaiſerl. Hofe zum Beſuch kommen
und als daun die Verlobung deſſelben mit der jüngſten
Drilſter unſeres Kaiſers, Prinzeſſin Margarethe, erfolgen
werde.

Bochum. Die Berglente haben den Gedanken, einen
eigenen Kandidaten für die Reichstagserſatzwahl aufzu-
ſtellen, aufgegeben. Dieſer Entſchluß wurde mit Rückſicht
auf die Lage und hauptſächlich deshalb gefaßt, weil die
Sozialdemokraten jede neutrale und hauptſächlich Arbeiter
Kandidaturen heftig bekämpfen.

Paris. Hier greift große Entmuthigung bezüglich
der Koch'ſchen Lymphe ſtatt. Selbſt Téan, der anfangs
begeiſtert war, erkennt an, daß die Experimente, die bis jetzt
erwarteten Reſultate nicht ergeben haben. Bei Krebs-
kranken dagegen, wo die Lymphe nicht wirken ſoll, ſind die
bekannten Erſcheinungen aufgetreten. Profeſſor Cornil
äußerte ſich: „Wer weiß, ob in vierzehn Tagen noch
Tuberkelkranke darein willigen werden, ſich impfen zu
laſſen!“ Sogar als diagnoſtiſches Mittel ſpricht man in
manchen ärztlichen Kreiſen der Koch'ſchen Lymphe die un-
bedingte zuverläſſige Wirkſamkeit ab, da die Lymphe bei
zweifellos Tuberkulöſen keine Reaktion hervorgebracht. Die
Chauviniſten benutzen dieſe Gelegenheit zu unerhörten An-
griffen gegen Deutſchland.

Berlin, 10. Dezember. Jn verfloſſener Nacht ent
ſtand im Hauſe Schiffbauerdamm 19 eine Feuerbruuſt, bei

welcher ein junger Mann um's Leben gekommen iſt und
drei Perſonen ſchwer verletzt wurden. (Ausführlicher
Bericht folgt in der Abendausgabe unter der Rubrik: Aus
unſerer Reichshauptſtadt.)

Cöln, 10. Dezember. Auf der Moſel und dem Main
zeigt ſich wieder Treibeis. Man befürchtet, daß daſſelbe
die Rheinſchifffahrt ungünſtig beeinfluſſen würde. Die
Mainſchleppſchifffahrt ruht bereits.

London, 10. Dezember. Der Miniſterrath hielt heute
eine lange Berathung über die Frage, ob das Parlament
im Januar aufzulöſen ſei. Es wurde noch kein Beſchluß
gefaßt, doch ſprachen ſich die meiſten Miniſter gegen die
Auflöſung aus.

London, 10. Dezember. Eine heute Nachmittag in
Gnildhall unter dem Vorſitz des Lordmayors ſtattgehabte,
zahlreich beſuchte Verſammlung ſprach ſich in einer Reſolution
gegen die Ausnahmegeſetze aus, denen die Juden in Ruß-

land unterworfen ſind und beſchloß, eine von dem Lord-
mayor unterzeichnete Petition an den Kaiſer von Rußland
zu richten, worin um die Aufhebung dieſer Geſetze ge-
beten wird.

Waſhington, 9. Dezember. Durch die geſtrigen und
heutigen Käufe von Obligationen ſetzte das Schatzamt nahe
zu 9/, Millionen Dollars in Umlauf. Weitere Käufe
werden demnächſt erwartet. Dem Vernehmen nach wurden

die Geſandten der Vereinigten Staaten an den europäiſchen
Höfen inſtruirt, mit dem Finanzminiſter der Regierungen,
bei denen ſie beglaubigt ſind, über die Vereinbarung eines
Abkommens, betreffend die freie Silberprägung zu konferiren.

New-York, 9. Dezember. Die Fondsmakler Colbron
Chauncy und Comp. hier und die Herrengarderobiers en
gros Whitten, Burditte und Yourg in Boſton haben ihre
Zahlungen eingeſtellt, letztere mit Paſſiven von einer Million
Dollars; ferner fallirte eine Seidenfirma in Paterſon
(New-Jerſey) mit 400000 Dollars Paſſiven.

Bern, 10. Dezember. Die neue Viehſeuchenkonvention mit
OeſterreichUngarn beſtimmt, daß, wenn einerſeits in Tirol,
Vorarlberg und Lichtenſtein, andererſeits in den Kantonen
St. Gallen, Appenzell und Graubünden die Lungenſeuche ſich
verbreitet, die Einſuhr von Hornvieh verboten werden kann
Wenn aus dem Gebiete des einen vertragſchließenden Staates
in den anderen eine anſteckende Thierkrankheit, bezüglich welcher
die Anzeigepflicht beſteht, eingeſchleppt wird, kann die Einfuhr
von Thieren aller derjenigen Gattungen, auf welche das Seuchen
kontagium übertragbar iſt, zeitweilig beſchränkt oder verboten
werden. Die Konvention ſoll am 1. März 1891 in Kraft treten,
zwei Jahre dauern und bei Nichtkündigung um je ein Jahr
verlängert werden.

Wien, 10. Dezember. Abgeordnetenhaus. Steinwender,
Derſchatta und Genoſſen richteten eine Interpellation an den
Miniſter des Junern und den Handelsminiſter wegen des an
geblichen Ankaufs der Kohlenwerke der Nordbahn an die Eredit-
anſtalt und wünſchen ferner zu wiſſen, wie die Regierung den
vorausſichtlich ſchädlichen Folgen der Fuſionirung der mähriſch-
ſchleſiſchen Kohlenwerke entgegenzuwirken gedenke. Der Abg.
Kopp brachte die Erledigung der Börſenſteuer-Vorlage in Er-
innerung.

Peſt 10. Dezember. Das Unterhaus nahm das Finanz-
geſetz für das Jahr 1891 an, nachdem es der Miniſterpräſident
Szaparay Jranyi (äußerſte Linke) und Apponyi gemäßigte
Oppoſition) gegenüber mit Entſchiedenheit als ſeine Pflicht
betont hatte, die ſtagatsrechtliche Baſis gegen jedwede Angriffe
zu ſchützen. Durch die Annahme der Vorlage iſt die Re
gierung in den Stand geſetzt, die begonnenen Reformarbeiten zu
vollenden.

Paris, 10. Dezember. Die Deputirtenkammer hat den Ge
ſetzentwurf, betreffend die Aufnahme einer 3procentigen Anleihe
zur Konſolidirung der Obligationen mit kurzem Einlöſungs-
termin und der 30 jährigen Obligationen bei der Abſtimmung
über die Vorlage im Ganzen genehmigt. Die Deputirten der
Rechten, die Sozialiſten und Boulangiſten ſtimmten gegen deu
Entwurf.

Die Zollkommiſſion berieth heute den Bericht Mezières
über die Metallzölle und beſchloß die Aufrechterhaltung des
e wrrage Zolles für Gußeiſen, ſowie für Roheiſen und ge
chmolzenes Eiſen, ferner die Zollfreiheit für Erze.

Haag. 10. Dezember. Jn hieſigen als unterrichtet geltenden
Kreiſen iſt von einer Note, welche die Mächte in der Frage der
Kongozölle an die niederländiſche Regierung gerichtet haben
ſollen, nichts bekannt.

Belgrad, 10. Dezember. Der Skupſchtina iſt eine Vorlage
der Regierung zugegangen, welche die Deckung des Bedarfes
des Staates und der Gemeinden durch die inländiſche Boden-
produktion und Jnduſtrie bezweckt.

König Milan hat mittelſt Telegramm aus London die in
Betreff der Königin Natalie getroffenen Vereinbarungen in Er

innerung gebracht. ßBelgrad, 10. Dezember. Die radikale Partei wählte einen
Ausſchuß von Vertrauensmännern, welchem die eſegneg Auf
klärungen über die Angelegenheiten des Königshauſes ertheilep
ſoll, und beſchloß das Memoraudum der Königin Natalie ohne
die Beilagen deſſelben in der Skupſchtina verleſen zu laſſen und
ſodann zur Tagesordnung überzugehen.

Börſe der Stadt Halle a. S.
Halle a/S., 11. Dezember. (Preiſe mit Ausſchluß der

Maklergebührper 1000 Kilo netto). Weizen ſtärkeres Angebot
177 185 feinſter märkiſcher Landweizen und auswärtiger
über Notiz. Rauhweizen 174 180 Mk., Roggen
ruhig 174 181 Mk., Gerſte, ruhig Brau- 174 183
feinſte feinfarbige 184 189 Futter 150 166HafermehrAngeb. 145--148;-- Mais amerikan. Mixed 142-145gef-
Donaumais 140--145 Raps NRübſen- M. Erbſen Victoria-
190 200 flau Kümmel, exch Sack, 37 38 Stärke.
incl. Faß von 100 Kilo netto Halleſche prima Weizenſtärke bei
knappen Vorräthen feſt 43,00 44,00 abfallende Sorten
billiger. Maisſtärke incl. Sack für 100Kg. brutto 31,00--32,00 Mk.
abfallende Sorten billiger.

Preiſe pr. 100 Kilo netto. Linſen, 16--28 Vohnen, 20-21
Lupinen Kleeſaaten Mohn, blau, 50-53,00 Futtergrtikel feſt
Futtermebl,14,00--14,50 Mk. Roggenkleiell,00--11,50M. Weizen-
Ichaalen 9,50 10,00 Mk. Weizengrieskleie 9,60
10,00 Mark. Malzkeime, hell, 10.00 11,00 Mk, dunkle
8,00--9,00 M. Oelküchen 11.00--11.50 M. Malz 29,00--31.00
Mark. Rüböl Petroleum 24,550 M. Solagröl, 0.825/80
18,00 M. Spiritus 10000 Lit. Proc., belebt. Kartoffel-
fpiritus mit 50 M. Verbrauchsabgabe 66,80 M. mit 70
Mk. Verbrauchsabgabe 47,40 Rübſenſpiritus B.

13 7 C r i W.Der vorliegenden Nummer liegt eine illuſtrirte
Bücher-Empfe lung des Verlags von CarlFlemming in Gleyan bei, auf welche wir

hiermit empfehlend hinweiſen [3127
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empfiehlt sein grosses, reich mit Neuheiten versehenes

pf-
h Glor Schrist garantirt waschächt und riessächt (ſärbt nicht ab) und wird nach jeder Wäsche tiefer schwarz.

er C Gprig- Garantieſtenpel: MReinwollene Aecht „Gloria“ Schwarze (Ausſchliehliches Eigenthum Baumwoll. Aeoht „Gloria“ Schwarze
der Firma.)

Gewebte Damen-Strümpfe. Bngi Länge G Gewebte Damen-Strümpfe. Bngl Länge

„15 M. d. Paar. Mittelfeine Quoniiit d. Paar M. 115. e S 00 a. Paar. Vorzüglich dauerhaft! d. Paar M. O0.
d. Paar. Stärkere Qualität! d. Paar M. ,50. S 1,50 M. d. Paar. Extra feine Qualität! d. Paar M. 1,50.
d. Paar. Beste extra f. Qualiät! d. Paar M. 2,00. e

Damen-Strümpfe.
Vollständiger Ersatz für Handstrickerei!

Starke Qualität, Deutsche Länge, glatt gestrickt,
das Paar M. 1,35.

Starke Qualität, Engl. Länge (rechts u. links gestrickt),
Bestes Engl. Kamwgarn, das Paar M. 2,25 u. 3,00.

Halbseich. (Wone mit Seide plattirt) Aecht „Gloria“
Schwarze Gewehbte Damen-Strümpfe.

Bestes extra feine Qualität, Engl. Lüänge,

Beste stärkste Qualität! d. Paar M. 2,00. e WwWwoe

Reinwoll. Aecht Scohwarze Gestrickte e

das Paar Mark 3,00.

J 2,50 M. d. Paar. Best Fil d'Ecosse
Qualität! d. Paar M. 2,50.

2,00 M. d. Paar. Durchbrochen Paar M. 2,00,

Baumwoll. Aecht Schwarze Gestrickte
(Bstremadura Max IIauschild)

Damen-Strümpfoe.
Vollständiger Ersatz für Handstrickerei! Engl. Länge
Starke Qualität! (2 rechts und 2 links gestrickt)

Estremadura 6 das Paar Mark 1,70.
Feine Qualität! (1 rechts und 1 links gestrickt)

Estremadura 10“ das Paar Mark 2,40.
Feinste Qualität (1 rechts, 1 links gestrickt)

Estremadura „12“ Allerfeinste Strickerei!

Reinwollene Damen-Strümpfe.
Beste Kammgarn-Qualitäten, gewebt und gestrickt. Natur-

farben, Hellbraun melirt, Einfarbig und Bunt geringelt,
das Paar Mark 1,15. 1,35. 1,50. 1,65. 2,00 bis 3,00.

Baumwollene Damen-Strümpfe.
Nur beste Qualitäten, gewebt u. gestrickt. Ungebleicht, Weiss,

Melirt, Einfarbig, Bunt-geringelt, Langgestreift u. Durchbrochen,
das Paar Mark 0,75. 1,00. 1,25. 1,50. 1,70. 2,00 u. 2,40.

Seidene DBamen-Striümpfe, Beste Garantirt Rein-Seidene Qualitäten, Engl. Länge in
Aecht Gloria“ Schwarz, in Weiss u. in Créme: Glattgewebt, d. Paar M. 7,50 u. 10,00. Durchbrochen, d. Paar M. 10,00

C S nBaumwollene Herren-Socken. Beste Qualitäten ge-
Wwebt und gestrickt. Fein, mittelstark und ganz stark. Un-
gebleicht, Beigefarben. Melirt, Geringelt u. „Gloria“ schwarz,

das Paar Mark 0,50. 0,60. 0,70. 0,80 bis 1,30

Halbwollene „Merino“-Socken. Feine und miſtel-
starke Qualitäten, gewebt und gestrickt,

das Paar Mark 0,90 und 1,00.
Reinwollene Herren-Socken, Beste Kammgarn-Qua-

litäten, gewebt u. gestrickt. Naturfarben, Melirt, Gloria“
8chwarz und Geringelt

das Paar Mark 0,90. 1,25. 1,35. 1,40. 1,50 bis 3,00.

Faömlr SnBaumwollene Kinder-Strümpfe. Beste IHauschild'-
sche feine u. starke Estremadura-Qualitäten, Ersatz für Hand-
strickerei. echt schwarz, Farbig, Marble u. Langgestreift,
das Paar Mark 0,70. 0,80. 1,00. 1,10. 1,20. 1,30. 1,40 bis 2,50.

Reinwollene Kinder-Strümpfe. Beste Engl. feine u.
starke r Ersatz für Handstrickerei.
Aecht schwarz, Farbig und Bunt-Geringelt,
das Paar Mark 0,70. 0,85, 1,15. ,30. 1,45. 1,60. 1,75 bis 2,50.

Weisse Gestrickte Kinder (Erstlings-) Söckochen
aus gebleichter Estremadura und bester weisser Kammgarn-

Wolle, das Paar Mark 0,65.
Gestrickte Reimwollene Kniewärmer.

Kleine Nummer, das Paar Mark 1,25. Grössere Nummer, das Paar
Mark 1,50.

Gestrickte Reimvollene Gamaschen
mit Ledersteg. Aecht Schwarz,

das Paar Mark f. 10. 1.30. 1,50. 1,70. 1,90. 2,10. 2,30. 2,50.
e

Cestrickte Wollene Pulswärmer „Armilla“ mit seidenen Pompons, das Paar Mark 0,50 u. 1,00;
mit Atlas-Schleifen, das Paar Mark 0,60.

Bei sämmtlichen Strümpfen und Socken ist die Ferse und Spitze verstärkt.

e e

Schon bei Abnahme von Dtzd. einer Grösse und Marke tritt der Dutzendpreis ein.

Alle Abtheilungen des Kaufhauses sind mit den Neuheiten der Saison
auch zu Pestgaben besonders geeignete reich ausgestattet.
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Gebauer Schwezichle'ſche Buchdrucerei in Halle (Saale),
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